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Auf die Beschwerde der Antragsgegnerin wird der Beschluss des Sozialgerichts
Hamburg vom 14. MÃ¤rz 2005 aufgehoben. Der auf die GewÃ¤hrung einstweiligen
Rechtschutzes gerichtete Antrag wird abgelehnt. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind
nicht zu erstatten. Diese Entscheidung ist unanfechtbar.

GrÃ¼nde:

Die statthafte und zulÃ¤ssige, insbesondere fristgerecht eingelegte Beschwerde
(Â§Â§ 172, 173 Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -), der das Sozialgericht nicht
abgeholfen hat (Â§ 174 SGG), ist auch begrÃ¼ndet. Zu Unrecht hat das
Sozialgericht die aufschiebende Wirkung des Widerspruches gegen den die
Bewilligung der KostenÃ¼bernahme fÃ¼r eine Haushaltshilfe zurÃ¼cknehmenden
Bescheid der Antragsgegnerin vom 25. Februar 2005 in der Gestalt des die sofortige
Vollziehung anordnenden Bescheides vom 9. MÃ¤rz 2005 wiederhergestellt und die
Antragsgegnerin im Ergebnis verpflichtet, weiterhin die Kosten fÃ¼r eine
Haushaltshilfe zu Ã¼bernehmen.

Dem Antragsteller ist einstweiliger Rechtschutz nach Â§ 86 b Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
SGG durch Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung seines Widerspruches
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nicht zu gewÃ¤hren: Die Antragsgegnerin hat die sofortige Vollziehung des
RÃ¼cknahmebescheides in einer den Formerfordernissen des Â§ 86 a Abs. 2 Nr. 5
SGG genÃ¼genden Weise unter Hinweis auf die rechtmÃ¤Ã�ige Verwendung von
Haushaltsmitteln und die fehlende Aussicht einer RÃ¼ckzahlung zu Unrecht
empfangener Leistungen durch den Antragsteller begrÃ¼ndet. Im Ã�brigen ergibt
die im Rahmen von Â§ 86 b Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGG zu treffende
AbwÃ¤gungsentscheidung zwischen dem Interesse des Antragstellers an der
vorlÃ¤ufigen WeitergewÃ¤hrung der begehrten Leistungen und dem Ã¶ffentlichen
Interesse an der zweckentsprechenden Verwendung von Haushaltsmitteln, dass
dem letzteren der Vorrang gebÃ¼hrt. Der angegriffene RÃ¼cknahmebescheid
erweist sich nÃ¤mlich nach dem Kenntnisstand des Eilverfahrens als rechtmÃ¤Ã�ig.
Mit Inkrafttreten des Sozialgesetzbuch ZwÃ¶lftes Buch â�� Sozialhilfe â�� (SGB XII)
am 1. Januar 2005 ist in den rechtlichen VerhÃ¤ltnissen, die zum Zeitpunkt der am
12. November 2004 erfolgten Bewilligung der KostenÃ¼bernahme fÃ¼r eine
Haushaltshilfe fÃ¼r den Zeitraum vom 1. Mai 2004 bis zum 31. Mai 2005
vorgelegen haben, dadurch eine wesentliche Ã�nderung im Sinne des Â§ 48 Abs. 1
Satz 1 Sozialgesetzbuch Zehntes Buch â�� Sozialverwaltungsverfahren und
Sozialdatenschutz â�� (SGB X) eingetreten, dass die anspruchsbegrÃ¼ndende
Norm des Â§ 11 Abs. 3 des Bundessozialhilfegesetzes zwar durch die inhaltsgleiche
Norm des Â§ 27 Abs. 3 SGB XII ersetzt wurde, jene aber keine Anwendung findet,
weil der Antragsteller, der bis zum 31. Dezember 2004 Arbeitslosenhilfe bezogen
hat und der gegenwÃ¤rtig Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch Zweites Buch â��
Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende â�� (SGB II) bezieht, seit dem 1. Januar 2005
nach Â§ 21 SGB XII und wegen des Fehlens einer Ã�bergangsvorschrift
offensichtlich keinen Anspruch auf Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem dritten
Kapitel des SGB XII hat.

Dem steht â�� anders als vom Sozialgericht in der angegriffenen Entscheidung
angenommen â�� auch nicht entgegen, dass der Antragsteller einen Anspruch auf
Hilfe zur WeiterfÃ¼hrung seines Haushaltes nach anderen, die Antragsgegnerin
verpflichtenden Vorschriften des SGB XII hat. Zwar hat das Sozialgericht zutreffend
darauf hingewiesen, dass auf den Antragsteller Â§ 70 SGB XII Anwendung finden
kÃ¶nnte. Nach dieser Vorschrift ist Hilfe zur WeiterfÃ¼hrung des Haushaltes als
Hilfe in anderen Lebenslagen zu gewÃ¤hren. Diese Hilfe dÃ¼rfte auch nicht nach Â§
21 SGB XII durch den Bezug von Leistungen nach dem SGB II ausgeschlossen sein.
Jedoch liegen nach dem Kenntnisstand des vorliegenden Eilverfahrens die hierfÃ¼r
erforderlichen tatsÃ¤chlichen Voraussetzungen in Gestalt einer GefÃ¤hrdung des
Haushaltes nicht vor. Nachdem der Antragsteller â�� wofÃ¼r schon der Bezug von
Leistungen nach dem SGB II spricht â�� offenbar nicht erwerbsunfÃ¤hig im Sinne
des Â§ 8 SGB II, d.h. nicht auÃ�erstande ist, unter den Ã¼blichen Bedingungen des
Arbeitsmarktes mindestens drei Stunden tÃ¤glich einer ErwerbstÃ¤tigkeit
nachzugehen, und nachdem in der Ã¤rztlichen Stellungnahme vom 21. Oktober
2003, welche dem ursprÃ¼nglichen Bewilligungsbescheid zugrunde lag, eine
UnterstÃ¼tzung bei der FÃ¼hrung des Haushaltes auch lediglich fÃ¼r "ratsam"
gehalten wird und der Antragsteller eine Verschlechterung seiner gesundheitlichen
VerhÃ¤ltnisse nicht geltend macht, vermag der Senat gegenwÃ¤rtig nicht zu
erkennen, dass eine AuflÃ¶sung des Haushaltes droht, wenn dem Antragsteller bei
den hauswirtschaftlichen Verrichtungen eine Hilfe nicht zuteil wird. Die
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Antragsgegnerin hat dem Willen des Gesetzgebers nach Â§ 48 Abs. 1 Satz 1 SGB X
zu Recht entsprochen und den Bewilligungsbescheid mit Wirkung fÃ¼r die Zukunft
aufgehoben. Ermessen hatte sie insoweit nicht auszuÃ¼ben. Der Widerspruch des
Antragstellers gegen den Bescheid vom 25. Februar 2005 wird daher aller
Voraussicht nach ohne Erfolg bleiben.

Bei dieser Sachlage ist nicht erkennbar, welches schÃ¼tzenswerte Interesse der
Antragsteller an einem vorlÃ¤ufigen Weiterbezug der begehrten Leistung haben
sollte.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG und entspricht dem Ausgang des
Rechtsstreits in der Hauptsache.

Die Unanfechtbarkeit der Entscheidung folgt aus Â§ 177 SGG.

Erstellt am: 14.06.2005

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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